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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/340 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 4/69 — des 
Diplom-Kaufmanns Leonhard Vetter, Markt 
Schwaben, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 in Markt 
Schwaben im Wahlkreis 210 (Rosenheim) 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 28. September 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag in Markt 
Schwaben im Wahlkreis 210 (Rosenheim) ein- 
gelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Im Wahllokal Markt Schwaben „Neue Schule'' 
seien bei der Bundestagswahl die als Ersatz für 
Wahlkabinen dienenden dreiseitigen Sichtschutz- 
wände auf drei Tischreihen aufgestellt gewesen, 
die ein offenes Rechteck gebildet hätten, und 
zwar jeweils mit ihrer offenen Seite nach den 
Innenseiten des Rechtecks. Die Wähler hätten 
beim Wahlakt von allen im Raum befindlichen 
Personen, insbesondere von der an der Stirn- 
seite des Rechtecks befindlichen Wahlkommis- 
sion, die sich vermutlich aus Vertretern der ört- 
lichen Verwaltung oder der politischen Funktio- 
näre zusammengesetzt habe, beobachtet werden 
können. Es hätte besonderer Manipulationen be- 
durft, um den Wahlschein einigermaßen zu ver- 
decken. Niemand, der sich der Situation bewußt 
gewesen wäre, hätte sich bei der Stimmabgabe 
frei und unbeobachtet fühlen können. Aus die- 
sem Grund müsse er das Wahlergebnis in Markt 
Schwaben anfechten. 

Mit Schreiben vom 18. November 1969 hat die 
Marktgemeindeverwaltung Markt Schwaben zu 
dem Einspruch Stellung genommen und mitge- 
teilt, daß sie seit 1945 die Tisch-Wahlkabinen der 
Fa. König benutzen. Einen Prospekt habe sie 
ihrem Schreiben als Anlage beigefügt. Bisher 
habe niemand diese Einrichtungen beanstandet. 

Die Mitglieder des Wahlausschusses hätten bei 
ihrer Tätigkeit so weit von den Wahlkabinen 


entfernt gesessen, daß selbst ohne entspre- 
chende Wahlkabinen keiner hätte sehen können, 
wie der Wähler wähle. Außerdem seien bei der 
Bundestagswahl die Kabinen so aufgestellt wor- 
den, daß die Mitglieder des Wahlausschusses 
nur die Seitenwände der Kabinen oder den Rük- 
ken des Wählers hätten sehen können. Sie ver- 
tritt die Auffassung, daß der Einspruch unbe- 
gründet sei. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 
den; er ist auch zulässig, jedoch aus den nachfolgen- 
den Gründen offensichtlich unbegründet. 

Mit seinem Einspruch rügt der Einspruchsführer die 
Nichtgeheimhaltung der Wahl. Aus der Stellung- 
nahme der Marktgemeinde-Verwaltung Markt 
Schwaben geht jedoch hervor, daß eine Beeinträch- 
tigung der freien und geheimen Wahl durch die 
Aufstellung der Wahlkabinen nicht oder jedenfalls 
nicht in dem Maße bestand, daß dadurch der Wähler 
an der geheimen Abgabe seiner Stimme gehindert 
war. Diese ergibt sich auch daraus, daß aus der be- 
treffenden Gemeinde keine weiteren Wahlein- 
sprüche eingegangen sind. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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